
 

Weisung des Stadtrats an den Gemeinderat 
 
vom 15. September 2021 
 
GR Nr. 2019/524 
 
Motion von Marion Schmid, Corina Ursprung und 12 Mitunterzeichnenden 
betreffend Einführung einer subjektorientierten Subvention für punktu-
elle Entlastungsangebote im Pflege- und Betreuungsbereich für pflege-
bedürftige Menschen, die noch zu Hause leben, Antrag auf Fristerstre-
ckung 
 
Am 4. Dezember 2019 reichten Gemeinderätin Marion Schmid (SP) und Gemeinderätin 
Corina Ursprung (FDP) sowie 12 Mitunterzeichnende folgende Motion, GR Nr. 2019/524, 
ein: 
Der Stadtrat wird beauftragt, dem Gemeinderat eine kreditschaffende Weisung vorzulegen, die die Einrichtung 
einer subjektorientieren Subvention für punktuelle Entlastungsangebote im Pflege- und Betreuungsbereich für 
pflegebedürftige Menschen vorsieht, die noch zu Hause leben. Die Subventionen sollen die Nutzung solcher 
Angebote fördern und damit Betroffene stärken sowie die Personen aus dem nahen Umfeld entlasten, die diese 
Pflege und Betreuung üblicherweise wahrnehmen. 
Der Anspruch auf die Beiträge soll nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der unterstützungsbedürftigen 
Menschen festgelegt werden. Zudem sollen die Beiträge nur für die Nutzung von Angeboten ausgerichtet wer-
den, die die erforderlichen Qualitätskriterien erfüllen und über einen entsprechenden Leistungsauftrag der Stadt 
verfügen und nicht bereits über andere Finanzierungsquellen erschlossen sind. Die Details sollen in einer Ver-
ordnung geregelt werden. Die Verordnung über die familienergänzende Kinderbetreuung kann hier als Beispiel 
dienen. 
Begründung: 
Die neue Altersstrategie der Stadt Zürich zielt darauf ab, zukünftig mehr Menschen im Alter das Wohnen zu 
Hause zu ermöglichen. Dies entspricht in vielen Fällen dem Wunsch der älteren Bevölkerung und macht auch 
aus volkswirtschaftlichen Überlegungen grundsätzlich Sinn. Oft können ältere, kranke oder behinderte Men-
schen aber nur dank der Unterstützung aus ihrem nahen Umfeld weiterhin zu Hause wohnen. Wer einen Men-
schen in seinem nahen Umfeld unterstützt, betreut und/oder pflegt, leistet damit eine wichtige, aber anstren-
gende Arbeit. 
Insgesamt leisten Freiwillige schweizweit rund 64 Mio. Stunden unbezahlte Arbeit für die Betreuung und Pflege 
von nahestehenden Personen. Der Wert dieser Arbeit beträgt 3,5 Mia. Franken. Viele der Freiwilligen kommen 
dabei an ihre Grenzen, emotional, körperlich und auch finanziell. Es besteht die Gefahr, dass sie selbst erkran-
ken oder ihre Überforderung in Vernachlässigung oder Gewalt gegen die Unterstützungsbedürftigen umschlägt. 
Hier sind dringend Massnahmen erforderlich, dies hat auch das BAG erkannt und mit dem Aktionsplan für be-
treuende und pflegende Angehörige Massnahmen getroffen. 
Eine wesentliche Rolle spielen dabei punktuelle, entlastende Pflege- und Betreuungsangebote für pflegebedürf-
tige Menschen, die noch zu Hause leben. Eine in der Stadt Zürich gut verfügbare und gern genutzte Möglichkeit 
ist zum Beispiel der Besuch eines Tageszentrums. Dort können pflegebedürftige Menschen Kräfte aufbauen, 
Kontakte knüpfen und werden mit spezifischen Angeboten darin unterstützt, vorhandene Fähigkeiten zu erhal-
ten und zu fördern. Dies entlastet das Betreuungsnetz und dient dem Ziel, das Wohnen zu Hause solange wie 
möglich zu unterstützen. 
Nach wie vor scheitert die Inanspruchnahme von Entlastungsangeboten aber oft an den finanziellen Mitteln, 
weil die Kosten von punktuellen Entlastungsmöglichkeiten (ambulant oder stationär) im Gegensatz zu einem 
ständigen stationären Aufenthalt vollumfänglich durch die Betroffenen selbst bezahlt werden müssen und auch 
durch die Ergänzungsleistungen nur zum Teil gedeckt werden können. Dies führt zur unsinnigen Situation, dass 
das Leben zu Hause in Kombination mit einer punktuellen Nutzung von Pflege- und Betreuungsangeboten auf-
grund von finanziellen Fehlanreizen verunmöglicht wird, obwohl es insgesamt deutlich günstiger wäre als ein 
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voll stationärer Aufenthalt in einem Alters- oder Pflegezentrum. Die geforderte Subvention dieser Angebote soll 
hier Abhilfe schaffen und das selbstbestimmte und eigenständige Leben bei guter Betreuung gewährleisten. 

Die Mitfinanzierung von temporären stationären Aufenthalten bei Personen mit wenig finan-
ziellem Spielraum ist eine Massnahme im Zusammenhang mit der Altersstrategie 2035. 
Dabei soll geprüft werden, ob eine anteilige, einkommensbasierte Mitfinanzierung gewisser 
gesundheitsbedingter Kosten bei vorübergehender Inanspruchnahme stationärer Leistun-
gen (Tagesheim, Ferienplätze, Akut- und Übergangspflege) für Personen mit niedrigem 
Einkommen ausserhalb der Zusatzleistungen zur AHV/IV finanziert werden kann, wie es 
auch die Motion GR Nr. 2019/524 fordert.  
Die Abklärungen zur Massnahme sind bereits weit fortgeschritten. Hingegen hat sich die im 
Massnahmenplan zur Altersstrategie 2035 vorgesehene Koordination mit anderen Mass-
nahmen pandemiebedingt verzögert. Folglich soll die Frist erstreckt werden, um die Koor-
dination zwischen den Massnahmen sicherzustellen, weitere Abklärungen zu tätigen und 
eine die zugehörige Rechtsgrundlage zu erstellen.    
Dem Gemeinderat wird zur sofortigen materiellen Behandlung beantragt: 
Die Frist zur Erfüllung der am 18. Dezember 2019 überwiesenen Motion, GR Nr. 
2019/524, von Marion Schmid (SP), Corina Ursprung (FDP) und 12 Mitunterzeichnen-
den vom 4. Dezember 2019 betreffend Einführung einer subjektorientierten Subven-
tion für punktuelle Entlastungsangebote im Pflege- und Betreuungsbereich für pfle-
gebedürftige Menschen, die noch zu Hause leben, wird um sechs Monate bis zum 
17. Juni 2022 verlängert. 
Die Berichterstattung im Gemeinderat ist dem Vorsteher des Sozialdepartements und 
dem Vorsteher des Gesundheits- und Umweltdepartements übertragen. 
 
Im Namen des Stadtrats 
 
Die Stadtpräsidentin Die Stadtschreiberin 
Corine Mauch Dr. Claudia Cuche-Curti 


